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Der Skandal um die EU-Grenzschutzagentur Frontex

Schild und Schwert
Thorsten Fuchshuber

EURO

Aktivitäten engagierte Internetportal 
„Frag den Staat“ Details aus dem Be-
richt, der an sie geleakt worden war; 
Mitte Oktober publizierten sie ihn 
schließlich in Gänze.

Detailliert wird dort geschildert, 
was man sich bei Frontex zuschulden 
kommen lassen hat. Nicht nur wur-
den zahlreiche zuvor von den Medi-
en und NGOs berichtete Vorfälle von 
Pushbacks bestätigt (siehe den woxx-
Artikel „Grenzschutz außer Kontrolle“ 
in woxx 1607). Wie aus dem Bericht 
hervorgeht, wurde der Menschen-
rechtsbeauftragte von Frontex gezielt 
und systematisch daran gehindert, sei-
ne Tätigkeit auszuüben und etwaigen 
Menschenrechtsverletzungen unter 
Beteiligung seiner Agentur nachzuge-
hen. Zu diesem Zweck habe man ihn 
beispielsweise von der Berichtskette 
ausgeschlossen und ihm dadurch ent-
scheidende Informationen vorenthal-
ten. Auch weitere Praktiken kommen 
zur Sprache. So sei in einem Fall ein 
Frontex-Überwachungsflugzeug in ein 
anderes Gebiet beordert worden, um 
Belege für möglicherweise an Flücht-
lingen begangene Menschenrechtsver-
letzungen am ursprünglichen Einsatz-
ort zu vermeiden.

Der 129 Seiten umfassende Bericht 
setzt sich aus dem Material zusam-
men, das die Betrugsbehörde durch 
die Auswertung von E-Mails, Whats-
app-Nachrichten und sonstigen digita-
len Daten, 20 mündlich sowie zehn per 
Fragebogen geführten Interviews mit 
„Zeugen“ und weiteren Materialien 
erhalten hat. Auch mehrere Büros von 
Frontex-Verantwortlichen wurden zu 
Beginn der Ermittlungen durchsucht. 
Der Bericht konstatiert ein schweres 
Fehlverhalten insbesondere des ehe-
maligen Exekutivdirektors Fabrice 

Leggeri sowie zweier weiterer Mitglie-
der des Leitungspersonals.

Deutlich wird dank des Berichts 
nicht zuletzt, wie feindselig die Fron-
tex-Führungsetage der Forderung 
nach einer mit den Menschenrechten 
kompatiblen Praxis auch aus den eige-
nen Reihen gegenüberstand. So geht 
aus der teilweise geschwärzten Passa-
ge eines digitalen Chats über eine Per-
son hervor, diese sei „die erste Fron-
tex-[geschwärzt; Anm. d. Red.], die 
alles an die NGOs meldet und den Ter-
ror der Roten Khmer in der Agentur 
aufleben lässt“. Wer für den Frontex-
Menschenrechtsbeauftragten arbeite-
te, wurde also schlicht als Gegner*in 
betrachtet, der oder die mit wahnhaf-
tem, ideologisch motiviertem Verfol-
gungseifer zu Werke geht. So berichtet 
eine interviewte Person, ihr sei gesagt 
worden: „Ihr könnt euch mit ihnen 
[den für Menschenrechte Zuständigen 
innerhalb von Frontex; Anm. d. Red.] 
treffen, mit ihnen auf dem Korridor 
reden und auch freundlich zu ihnen 
sein, aber [geschwärzt] ist keine[r] von 
uns.“ Sogar die EU-Kommission wurde 
als zu weich verdächtigt. Insbesonde-
re einige der dort verantwortlichen 
Beamten*innen hielt man laut Olaf 
als „zu sehr auf Grundrechtsfragen 
konzentriert und zu bürokratisch, 
ohne Verständnis für die operativen 
Herausforderungen des Schutzes der 
Außengrenzen“.

Das skandalöse Gesamtbild, das 
die Veröffentlichung des Berichts 
über die Zustände innerhalb der 
mit einem Budget von 754 Millionen 
Euro für das Jahr 2022 mit Abstand 
größten Agentur der Europäischen 
Union vermittelt, löste zwar kein po-
litisches Erdbeben aus, nötigte den 
Verantwortlichen aber doch mehr 

oder weniger ausführliche Stellung-
nahmen ab.

Den Anfang machte Frontex selbst. 
Einen Tag nach der vollständigen Pu-
blikation des Berichts veröffentlichte 
die Agentur am 14. Oktober eine Pres-
semitteilung. Darin wird in den ersten 
beiden Absätzen auf den Text des Olaf 
Bezug genommen, um dann einen 
dritten Absatz hinterherzuschieben, 
der mit Blick auf die über Jahre hin-
weg gemachten, nunmehr bestätigten 
Vorwürfe aus einem einzigen Satz 
besteht: „Dies waren Praktiken der 
Vergangenheit.“

Wer für den 
Frontex-Menschen-
rechtsbeauftragten 
arbeitete, wurde schlicht 
als Gegner betrachtet.

Wenige Tage später äußerte sich 
mit Ylva Johansson die zuständige EU-
Kommissarin. „Ich bin mir bewusst, 
dass die Lektüre des Berichts viele von 
Ihnen schockiert hat“, sagte Johansson 
bei einer Debatte im EU-Parlament in 
Straßburg. Zugleich sah sie durch den 
Bericht des Olaf aber bestätigt, dass 
die Kontrollmechanismen der EU-
Grenzschutzagentur letztlich greifen 
würden: „Ich bin überzeugt, dass der 
Verwaltungsrat von Frontex seiner Ver-
antwortung in vollem Umfang und auf 
sehr effiziente Weise nachgekommen 
ist“, so die EU-Kommissarin. Dies habe 
es der Agentur ermöglicht, weiterhin 
„reibungslos“ zu funktionieren und 
gleichzeitig „hart daran zu arbeiten, die 
verbleibenden Mängel zu beheben“.

Schnee von gestern – so würde die 
EU-Kommission Vorwürfe gegen 
die EU-Grenzschutzagentur Frontex 
gern verkaufen, die ein Mitte Okto-
ber publizierter und zuvor geleak-
ter Bericht des Europäischen Amts 
für Betrugsbekämpfung (Olaf) als 
erwiesen betrachtet. Eine Mehrheit 
im EU-Parlament sieht das anders 
und verweigerte Frontex vergan-
gene Woche die Entlastung für den 
Haushalt von 2020.

Der ehemalige Frontex-Chef Fa-
brice Leggeri war vor seinem Rück-
tritt Ende April nicht zuletzt für die 
Unverfrorenheit berüchtigt, mit der 
er das von Medien und NGOs vielfach 
und akribisch belegte Fehlverhalten 
der von ihm geleiteten EU-Grenz-
schutzagentur bestritten hatte. Im 
Mittelpunkt standen illegale Zurück-
weisungen von Asylsuchenden ent-
lang der EU-Außengrenzen: Über sol-
che Pushbacks, beispielsweise durch 
griechische Grenzschutzbehörden, 
sei Frontex informiert und zum Teil 
auch daran beteiligt gewesen, so der 
Vorwurf.

Ende 2020 ging das Europäische 
Amt für Betrugsbekämpfung (Olaf) 
der Sache nach und kam im vergange-
nen April „auf der Grundlage der im 
Laufe der Untersuchung gesammel-
ten Beweise zu dem Schluss, dass die 
Anschuldigungen bewiesen sind“, wie 
es in einem Bericht heißt, der Anfang 
des Jahres offiziell nur an einige Mit-
glieder der EU-Kommission, des Fron-
tex-Verwaltungsrates sowie des Euro-
päischen Parlaments gegangen war. 
Ab Juli veröffentlichten das deutsche 
Nachrichtenmagazin „Spiegel“ und 
das für mehr Transparenz staatlicher 

https://fragdenstaat.de/dokumente/233972-olaf-final-report-on-frontex/
https://fragdenstaat.de/dokumente/233972-olaf-final-report-on-frontex/
https://www.woxx.lu/frontex-in-der-kritik-grenzschutz-ausser-kontrolle/
https://frontex.europa.eu/media-centre/news/news-release/statement-of-frontex-executive-management-following-publication-of-olaf-report-amARYy
https://frontex.europa.eu/media-centre/news/news-release/statement-of-frontex-executive-management-following-publication-of-olaf-report-amARYy
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Business as usual: Aija Kalnaja, 
die Interim-Exekutivdirektorin 
von Frontex (links) im Mai dieses 
Jahres mit Ylva Johansson, der EU-
Kommissarin für Inneres. 
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Reibungslos, effizient, Praktiken 
der Vergangenheit – eine derart dreis-
te Rhetorik erinnert an den ehemali-
gen Frontex-Direktor Leggeri. Dieser 
hatte Anfang Dezember vergangenen 
Jahres das EU-Parlament mit seiner 
Unverfrorenheit nicht zu überzeugen 
vermocht (siehe den Artikel „Vorwürfe 
gegen EU-Grenzschutzagentur: Lang-
sam wird es unbequem“ in woxx 1616). 
Mit den Beteuerungen von Frontex 
und Johansson ging es den Straßbur-
ger Parlamentarier*innen in der ver-
gangenen Woche ähnlich: Eine Mehr-
heit von 345 Abgeordneten stimmte 
dagegen, die Europäische Agentur für 
die Grenz- und Küstenwache für das 
Haushaltsjahr 2020 zu entlasten.

Mit seinem Votum machte das Par-
lament deutlich, dass man sich mit 
Sonntagsreden nicht abspeisen lassen 
will, sondern reelle Veränderungen er-
wartet, ehe man als Kontrollorgan be-
stätigt, dass das enorme Frontex-Bud-
get ordnungsgemäß und im Einklang 
mit den Werten der EU verwendet 
wird. „Eine Missbilligung des Haushal-
tes bringt im Normalfall einen Rück-
tritt der Direktion mit sich“, so dazu 
die Luxemburger EU-Abgeordnete Til-
ly Metz von „Déi Gréng“ in einer Pres-
semitteilung. Zwar sei Leggeri bereits 
im Frühjahr zurückgetreten. Mit der 
Blockade des Jahresabschlusses wolle 
das Parlament deutlich machen, „dass 
die Probleme damit aber noch nicht 
gelöst sind“.

Davon kann in der Tat kaum die 
Rede sein. Erst im Juli wurde Aija Kal-
naja offiziell zur Interim-Exekutiv-
direktorin von Frontex ernannt, bis 
die Nachfolge von Leggeri geklärt ist. 
Schon im September reichte die NGO 
„front-lex“ Klage gegen die Beamtin 
beim Gerichtshof der Europäischen 

Union ein. Die juristische Nichtre-
gierungsorganisation argumentiert, 
Frontex müsse die gemeinsamen Ope-
rationen mit der griechischen Küs-
tenwache in der Ägäis beenden oder 
zumindest suspendieren, da es dabei 
zu zahlreichen schweren Menschen-
rechtsverletzungen gekommen sei. 
Das jedoch habe Kalnaja nicht getan.

Im Mai hatte die Frontex-
Interimsdirektorin gesagt, 
die anhaltende Kritik an der 
EU-Agentur lasse manche 
ihrer Mitarbeiter*innen 
„traumatisiert“ zurück. 

Die NGO stützt sich nicht zuletzt 
auf den Olaf-Bericht. Kalnaja habe 
es versäumt, daraus die Konsequen-
zen zu ziehen, „wie es ihre rechtliche 
Verpflichtung nach Art. 46(4) gewesen 
wäre“, heißt es unter Bezug auf die 
für Frontex geltende EU-Verordnung 
in einer Pressemitteilung der NGO. 
Der zitierte Paragraf sieht vor, dass 
der Exekutivdirektor beziehungswei-
se die Exekutivdirektorin von Frontex 
„jedwede Tätigkeit der Agentur ganz 
oder teilweise“ aussetzt und beendet, 
„wenn er der Auffassung ist, dass im 
Zusammenhang mit der betreffenden 
Tätigkeit schwerwiegende oder vor-
aussichtlich weiter anhaltende Verstö-
ße gegen Grundrechte oder Verpflich-
tungen des internationalen Schutzes 
vorliegen“.

Dieser Meinung scheint Kalnaja 
nicht zu sein. Stattdessen habe die 
seit 2018 bei Frontex tätige ehemalige 
hochrangige lettische Polizeibeamtin 
erklärt, sie wolle „Artikel 46 rückgän-
gig machen“, so „front-lex“. Damit set-
ze sich die Interimsdirektorin „grotesk 
über Rechtsstaatlichkeit und die EU-
Verträge hinweg“: „Mit jedem Tag, an 
dem Frau Kalnaja straffrei ausgeht, 
wird die EU-Rechtsordnung unwider-
ruflich ausgehöhlt“, so die NGO.

Im Mai hatte die Frontex-Inte-
rimsdirektorin, damals schon kom-
missarisch im Amt, während einer 
Anhörung im EU-Parlament gesagt, 
die anhaltende Kritik an der Agentur 
lasse manche ihrer Mitarbeiter*innen 
„traumatisiert“ zurück. Diese also, und 
nicht etwa die unter Mitwirkung oder 
Duldung der EU-Grenzschutzbehörde 
misshandelten Flüchtlinge sollen offen-
bar die Opfer der aktuellen Zustände 
sein. Auch wenn sie zugleich anmahnte, 
es bedürfe bei Frontex einer „anderen 
Kultur“: Statt eines Paradigmenwech-
sels kündigt sich in solchen Worten 
eher ein „Business as usual“ an.

Die EU-Parlamentarier*innen ha-
ben daher allen Grund zu der Annah-
me, dass die Probleme in der Agentur 
„tiefgreifender ‚struktureller‘ Natur 
sind und über das Fehlverhalten ein-
zelner Personen hinausgehen“, wie 
es in einer Pressemitteilung zu der 
bereits zitierten Debatte vorige Wo-
che in Straßburg heißt. Als etwa Grie-
chenland im März 2020 das Asylrecht 
für einen Monat außer Kraft setzte, 
nachdem Tausende versucht hatten, 
aus der Türkei in die EU zu gelangen, 

bedankte sich EU-Kommissionsprä-
sidentin Ursula von der Leyen ange-
sichts des völkerrechtlich umstrittenen 
Schritts bei der griechischen Regie-
rung, das Land sei in diesen Tagen Eu-
ropas „Schild“. Bald danach häuften 
sich Berichte über griechische Sicher-
heitskräfte, die Asylsuchende illegal in 
die Türkei zurückdrängen.

Die griechischen Zustände sind 
nur die Spitze des Eisbergs, wie etwa 
die Kooperation mit den als „Küsten-
wache“ etikettierten libyschen Banden 
zeigt, die auch dank der EU mit dem 
Elend der Flüchtlinge Kasse machen 
(siehe den Artikel „Bündnis mit den 
Banden“ in woxx 1685). Und nicht zu-
letzt die Kriminalisierung der zivilen 
Seenotrettung durch die Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union, während 
zahllose Menschen im Mittelmeer er-
trinken (sie den Artikel „Beschränkte 
Befugnis“ in woxx 1696), macht deut-
lich, wo die Prioritäten des Staatenver-
bundes liegen.

Das Problem liegt daher nicht 
allein bei Frontex, und es ist nicht 
bloß strukturell, sondern vor allem 
systematisch: Es ist die der Agentur 
übertragene und von dieser letztlich 
konsequent ausgeführte EU-Flücht-
lingsabwehrpolitik. „Ich kann heute 
hier vieles erzählen“, so Aija Kalnaja 
während der Anhörung im Mai, „aber 
es kommt nicht darauf an, was ich 
sage. Was zählt, ist, was wir liefern.“ 
Und diesbezüglich scheint man sich 
in den maßgeblichen EU-Institutionen 
weiterhin einig zu sein.

https://www.woxx.lu/vorwuerfe-gegen-eu-grenzschutzagentur-langsam-wird-es-unbequem/
https://www.woxx.lu/vorwuerfe-gegen-eu-grenzschutzagentur-langsam-wird-es-unbequem/
https://www.woxx.lu/vorwuerfe-gegen-eu-grenzschutzagentur-langsam-wird-es-unbequem/
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20221014IPR43210/frontex-abgeordnete-verweigern-entlastung-fur-haushaltsjahr-2020
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20221014IPR43210/frontex-abgeordnete-verweigern-entlastung-fur-haushaltsjahr-2020
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32019R1896&from=en
https://www.front-lex.eu/_files/ugd/fd60d6_14bead92e9964e908522768ba2d23e39.pdf
https://twitter.com/seawatch_intl/status/1531562567268765696
https://euobserver.com/migration/155089
https://www.spiegel.de/ausland/fluechtlinge-griechenland-setzt-asylrecht-fuer-einen-monat-aus-a-14421c7e-80da-43d7-976c-9d00cae92127
https://www.spiegel.de/ausland/fluechtlinge-griechenland-setzt-asylrecht-fuer-einen-monat-aus-a-14421c7e-80da-43d7-976c-9d00cae92127
https://www.dw.com/de/asylrecht-in-griechenland-au%C3%9Fer-kraft-gesetzt/a-52862008
https://www.dw.com/de/asylrecht-in-griechenland-au%C3%9Fer-kraft-gesetzt/a-52862008
https://www.sueddeutsche.de/politik/eu-eu-spitze-dankt-griechenland-europaeischer-schild-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-200303-99-163084
https://www.sueddeutsche.de/politik/eu-eu-spitze-dankt-griechenland-europaeischer-schild-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-200303-99-163084
https://www.woxx.lu/eu-fluechtlingspolitik-in-libyen-buendnis-mit-den-banden/
https://www.woxx.lu/eu-fluechtlingspolitik-in-libyen-buendnis-mit-den-banden/
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